
Mitteilung über die Dreimächtekonferenz von Berlin

"Potsdamer Abkommen"vom 2. August 1945

I.

Am 17. Juli 1945 trafen sich der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, Harry S.
Truman, der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, Generalissimus J. W. Stalin, und der Premierminister Großbritanniens,
Winston S. Churchill, sowie Herr Clement R. Attlee auf der von den drei Mächten
beschickten Berliner Konferenz. Sie wurden begleitet von den Außenministern der drei
Regierungen, W. M. Molotow, Herrn D. F. Byrnes und Herrn A. Eden, den Stabschefs
und anderen Beratern. (...)
Die Konferenz schloß am 2. August 1945. Es wurden wichtige Entscheidungen und
Vereinbarungen getroffen. Es fand ein Meinungsaustausch über eine Reihe anderer
Fragen statt. Die Beratung dieser Probleme wird durch den Rat der Außenminister, der
auf dieser Konferenz geschaffen wurde, fortgesetzt.

!Präsident Truman, Generalissimus Stalin und Premierminister Attlee verlassen diese
Konferenz, welche das Band zwischen den drei Regierungen fester geknüpft und den
Rahmen ihrer Zusammenarbeit und Verständigung erweitert hat, mit der verstärkten
Überzeugung, daß ihre Regierungen und Völker, zusammen mit anderen Vereinten
Nationen, die Schaffung eines gerechten und dauerhaften Friedens sichern werden.

(...)

III . Deutschland

! Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche
Volk fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter der Leitung derer, welche
es zur Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind gehorcht hat, begangen
worden. Auf der Konferenz wurde eine Übereinkunft erzielt über die politischen und
wirtschaftlichen Grundsätze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten in bezug auf das
besiegte Deutschland in der Periode der alliierten Kontrolle. Das Ziel dieser Übereinkunft
bildet die Durchführung der Krim-Deklaration über Deutschland. Der deutsche
Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen nach
gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere
Maßnahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder
die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann.



! Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu
versklaven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Möglichkeit geben, sich darauf
vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von
neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigene Anstrengungen des deutschen Volkes
unablässig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm möglich
sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Völkern der Welt
einzunehmen.
(...)

VI .
Stadt Königsberg und das anliegende Gebiet

! Die Konferenz prüfte einen Vorschlag der Sowjetregierung, daß vorbehaltlich der
endgültigen Bestimmung der territorialen Fragen!bei der!Friedensregelung derjenige
Abschnitt der!Westgrenze der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, der an die
Ostsee grenzt, von einem!Punkt an der östlichen!Küste der Danziger Bucht in östlicher
Richtung nördlich von Braunsberg-Goldap und von da zu dem Schnittpunkt der Grenzen
Litauens, der Polnischen Republik und!Ostpreußens!verlaufen soll.

! Die Konferenz hat grundsätzlich dem Vorschlag der Sowjetregierung hinsichtlich der
endgültigen Übergabe der Stadt Königsberg und des anliegenden Gebietes an die
Sowjetunion gemäß der obigen Beschreibung zugestimmt, wobei der genaue
Grenzverlauf einer sachverständigen Prüfung vorbehalten bleibt.

! Der Präsident der USA und der britische Premierminister haben erklärt, daß sie den
Vorschlag der Konferenz bei der bevorstehenden Friedensregelung unterstützen werden.

(...)

IX .
Polen

! Die Konferenz hat die Fragen, die sich auf die Polnische Provisorische Regierung der
Nationalen Einheit und auf die Westgrenze Polens beziehen, der Betrachtung unterzogen.

! Hinsichtlich der Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit definierten
sie ihre Haltung in der folgenden Feststellung:

a) Wir haben mit Genugtuung von dem Abkommen Kenntnis genommen, das die
polnischen Vertreter aus Polen selbst und diejenigen aus dem Auslande erzielt haben,
durch das die in Übereinstimmung mit den Beschlüssen der Krim-Konferenz erfolgte
Bildung einer Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit möglich
geworden ist, die von den drei Mächten anerkannt worden ist. Die Herstellung
diplomatischer Beziehungen mit der Polnischen Provisorischen Regierung durch die



britische Regierung und die Regierung der Vereinigten Staaten hatte die Zurückziehung
ihrer Anerkennung der früheren polnischen Regierung in London zur Folge, die nicht
mehr besteht.

Die Regierungen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens haben Maßnahmen zum
Schutze der Interessen der Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit
als der anerkannten Regierung des polnischen Staates hinsichtlich des Eigentums
getroffen, das dem polnischen Staate gehört, in ihren Gebieten liegt und unter ihrer
Kontrolle steht, unabhängig davon, welcher Art dieses Eigentum auch sein mag.

(...)

b) Bezüglich der Westgrenze Polens wurde folgendes Abkommen erzielt:

In Übereinstimmung mit dem bei der Krim-Konferenz erzielten Abkommen haben die
Häupter der drei Regierungen die Meinung der Polnischen Provisorischen Regierung der
Nationalen Einheit hinsichtlich des Territoriums im Norden und Westen geprüft, das
Polen erhalten soll. Der Präsident des Nationalrates Polens und die Mitglieder der
Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit sind auf der Konferenz
empfangen worden und haben ihre Auffassungen in vollem Umfange dargelegt. Die
Häupter der drei Regierungen bekräftigen ihre Auffassung, daß die endgültige Festlegung
der Westgrenze Polens bis zu der Friedenskonferenz zurückgestellt werden soll.

Die Häupter der drei Regierungen stimmen darin überein, daß bis zur endgültigen
Festlegung der Westgrenze Polens, die früher deutschen Gebiete östlich der Linie, die von
der Ostsee unmittelbar westlich von Swinemünde und von dort die Oder entlang bis zur
Einmündung der!westlichen Neiße und die westliche Neiße entlang bis zur
tschechoslowakischen!Grenze verläuft, einschließlich des Teiles Ostpreußens, der nicht
unter die Verwaltung der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken!in!Übereinstimmung mit den auf dieser Konferenz erzielten
Vereinbarungen gestellt wird und einschließlich des Gebietes der früheren Freien Stadt
Danzig, unter die Verwaltung des!polnischen Staates kommen und in dieser Hinsicht
nicht als Teil der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland betrachtet werden sollen.

(...)

XIII .
Ordnungsmäßige Überführung deutscher Bevölkerungsteile

! Die Konferenz erzielte folgendes Abkommen über die Ausweisung Deutscher aus Polen,
der Tschechoslowakei und Ungarn:



Die drei Regierungen haben die Frage unter allen Gesichtspunkten beraten und erkennen
an, daß die Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, die in
Polen, Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind, nach Deutschland
durchgeführt werden muß. Sie stimmen darin überein, daß jede derartige Überführung,
die stattfinden wird, in ordnungsgemäßer und humaner Weise erfolgen soll. Da
der!Zustrom einer großen Zahl Deutscher nach Deutschland die Lasten vergrößern würde,
die bereits auf den Besatzungsbehörden ruhen, halten sie es für wünschenswert, daß der
alliierte!Kontrollrat in Deutschland zunächst das Problem unter besonderer
Berücksichtigung der Frage einer gerechten Verteilung dieser Deutschen auf die
einzelnen Besatzungszonen prüfen soll.!Sie beauftragen demgemäß ihre jeweiligen
Vertreter beim Kontrollrat, ihren Regierungen so!bald wie möglich über den Umfang zu
berichten, in dem derartige Personen schon aus Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn
nach Deutschland gekommen sind, und eine Schätzung über Zeitpunkt und Ausmaß
vorzulegen, zu dem die weiteren Überführungen durchgeführt werden könnten, wobei die
gegenwärtige Lage in Deutschland zu berücksichtigen ist. Die tschechoslowakische
Regierung, die Polnische Provisorische Regierung und der Alliierte Kontrollrat in Ungarn
werden gleichzeitig von obigem in Kenntnis gesetzt und ersucht werden, inzwischen
weitere Ausweisung gen der deutschen Bevölkerung einzustellen, bis die betroffenen
Regierungen die Berichte ihrer Vertreter an den Kontrollausschuß geprüft haben.

(...)

!!2. August!1945.

(Dieser Bericht ist von J. W. Stalin ,Harry S. Truman und C. R. Attlee unterzeichnet.)

!
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